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Die Wiederentdeckung der Region
Chancen und Grenzen kommunaler Netzwerkstrategien

Luise Adrian/Stephanie Bock

Inwieweit verändert sich die Rolle von Regionen und Kommu-
nen im Hinblick auf Vernetzung? Welche Netzwerkansätze gibt
es? Wo liegt der Handlungsbedarf für Kommunen? – Luise
Adrian und Stephanie Bock zeigen auf, welche Möglichkeiten
sich für Kommunen in der Gestaltung von Netzwerken bieten
und wo die Grenzen ihrer Einflussnahme liegen.

Das Schlagwort „Netzwerk“ hat seit vielen Jahren in Wissen-
schaft und Praxis Hochkonjunktur. Ursachen dafür liegen vor al-
lem in dem wachsenden Handlungsdruck, der unter anderem
aus dem ökonomischen Strukturwandel, knapper werdenden
öffentlichen Mitteln und stärkeren Ver flechtungen resultiert.
Auf dem Weg zur Dienstleistungs- und Wissensgesellschaft und
im Zuge der Diskussion um „Globalisierung“ wird einerseits von
der Loslösung der Ökonomie und der Gesellschaft aus lokalen
Strukturen und Zusammenhängen gesprochen. Gleichzeitig und
andererseits aber gewinnen Regionen aufgrund ihrer veränder-
ten ökonomischen Rolle (wieder) an Bedeutung: Sie treten als
Wirtschaftsstandorte in Konkurrenz zueinander (vgl. Danielzyk/
Oßenbrügge 1993; Krätke 1995), da immobile Standortfakto-
ren wie Infrastrukturen, Lebensqualität, das – nur begrenzt mo-
bile – Arbeitskräftepotenzial oder regionale Wissenskulturen an
Gewicht gewinnen (vgl. Henckel u. a. 1999). Das Auseinander-
driften von Problemkomplexitäten und Handlungsspielräumen
führt zur Suche nach gesellschaftspolitischen und ökonomi-
schen Innovationen und nach neuen Instrumenten und Organi-
sationsstrukturen der Regionalentwicklung. Der Netzwerkan-
satz scheint eine entsprechende strategische Innovation zu
sein. Was also sind die Ansprüche, was ist die Realität solcher
Ansätze?

Der Netzwerkansatz als Ausweg

Seit den 1980er Jahren werden in den Theorien und Thesen der
„Kreativen Milieus“, der „Regionalen Netzwerke“ oder der „Ler-
nenden Region“ plausible Erklärungsansätze für die unter-
schiedliche wirtschaftliche Prosperität von Regionen entwickelt
und ausformuliert. Die Netzwerkideen gehen davon aus, dass in
turbulenten Zeiten Anpassungs- bzw. Innovationserfordernisse
durch kollektive dynamische und kreative (Ver-)Lernprozesse
bewältigt werden können, die dementsprechend stark an die
Vernetzung regionaler Akteure gebunden sind (vgl. Fromhold-Ei-
sebith 1995).

Dabei stützt sich die Idee Regionaler Netzwerke bzw. Kreati-
ver Milieus auf die – auch in sozialer Hinsicht – endogenen
Potenziale von Regionen: Zunächst bedarf es eines innovati-
ven soziokulturellen Umfeldes (Milieus): Eine wie auch immer
abzugrenzende Region umfasst, so die Theorie, ein großes
Potenzial heterogener Akteure mit komplementärem Wissen
und gemeinsamen Wertvorstellungen; es herrscht eine offene
Kommunikations- und Kooperationskultur (vgl. ebd.). In diesem
Milieu entstehen in verschiedenen Akteurskonstellationen in-
formelle Netzwerke, in denen Vertrauen aufgebaut, Wissen
ausgetauscht und produziert, Probleme erkannt und kreative
Lösungen gesucht und gefunden werden können. Außenkontak-
te ermöglichen das stetige Eindringen neuer Impulse. Durch
vielschichtiges Wissen und mannigfaltige Kontakte und Koope-
rationsmöglichkeiten ist größtmögliche Flexibilität gewährleis-
tet, die eine Umsetzung der Ideen in Innovation befördert.

Der Netzwerkansatz als kommunale und regionale
Strategie1

Kommunen füllen im Regionalen Netzwerk unterschiedliche
Rollen aus: In öffentlich-privaten und öffentlichen Gremien sind
sie als gleichberechtigte Mitglieder eingebunden. Im Rahmen
ihrer politischen und Verwaltungsaufgaben können sie zudem
eine Art Netzwerkpatenschaft übernehmen, in der es im Kern
um Vernetzung und Milieupflege, darüber hinaus aber natür-
lich auch um klassische Aufgaben der Standortpolitik und
Stadt- bzw. Regionalentwicklung geht. Für die kommunale Poli-
tik bedeuten Netzwerkstrategien nicht die Abkehr von klassi-
schen Aufgaben, sondern im Idealfall deren Einbindung in ei-
nen neuen Rahmen und deren Erweiterung um „weiche“ Auf-
gaben des Netzwerkmanagements. So sind die meisten Auf-
gaben nicht neu, es verschiebt sich aber die Rolle der öffentli-
chen Hand weiter zur Mittlerin und Mediatorin, Initiatorin und
Vorreiterin.

Der Netzwerkansatz ist dabei für klassische Ziel-Mittel-Auf-
gaben eher ungeeignet. Innovation wird (vergleichbar mit der
Evolution) als eine Art Zufallsprodukt vielfältiger ungerichtet
ablaufender Prozesse verstanden (vgl. Butzin 1999). Informel-
le Beziehungsmuster sind im Rahmen des Netzwerkmanage-
ments also grundsätzlich ebenso wichtig wie formelle Koope-
rationen, die Identifizierung und Mobilisierung von Wissensres-
sourcen und Kreativitätspotenzialen im Hightech-Bereich
ebenso entscheidend wie in traditionellen Produktionsberei-
chen, die Einbindung von privater Wirtschaft, Kommunen und
öffentlichen wie privaten Bildungs- und Forschungseinrichtun-
gen ebenso notwendig wie die Beteiligung von Bürgern und
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Bürgerinnen, Kultur trägern, Vereinen, Verbänden, Kammern
oder Gewerkschaften. Das Netzwerkmanagement ist also eine
eher „diffuse“ Aufgabe, das Anstoßen und die Begleitung vie-
ler kleiner Beziehungsgeflechte fußt auf einer Mischung aus
Projekt- und Prozessorientierung.

Netzwerkstrukturen und die Realität

Netzwerkideen sind plausibel: Die Bündelung von Kräften, Kom-
petenzen und Kreativität, der Zusammenschluss der Gebiets-
körperschaften einer Region, die Mobilisierung ungenutzten
Sozialkapitals oder breit angelegte Konsensprozesse müssen
positive Effekte nach sich ziehen. Tatsächlich bleibt fraglich,
inwieweit und auf welche Weise dies von Kommunen in den
unterschiedlichen Themenfeldern und im Hinblick auf die ver-
schiedenen Netzwerkbausteine zu forcieren ist.
• Der Einfluss von Kommunen auf Unternehmensnetzwerke
ist ohnehin sehr begrenzt. Zudem zeigen sich schnell die netz-
werkimmanenten Grenzen solcher Modelle: So haben
insbesondere formelle Unternehmensnetzwerke durch ihren
großen Gründungsaufwand vor allem in der Anfangsphase mit
starken Eintrittswiderständen zu kämpfen, die in erster Linie
auf fehlendes Vertrauen in die Partner und die Kooperations-
prozesse zurückzuführen sind: Im Spannungsverhältnis Kon-
kurrenz-Kooperation wird der Einsatz von finanziellen oder
personellen Ressourcen bzw. eine Einschränkung der eige-
nen Autonomie zunächst mit der sehr rationalen Angst, „aus-
genutzt“ zu werden, bzw. mit der Angst vor einem tatsächli-
chen oder befürchteten unausgewogenen Kräfteverhältnis ver-
bunden sein. Weitere Hemmnisse liegen darin begründet,
dass der erwartete konkrete individuelle Nutzen mit anderen
Mitteln zu erreichen oder von den Netzwerkmitgliedern als
nicht hinreichend hoch eingeschätzt wird und dass die Netz-
werkarbeit die Organisationskapazität vieler Klein- und Mittel-
unternehmen (KMU) übersteigt. Informelle und formelle Netz-
werke zwischen Geschäftswelt und Technologietransferstellen
(z. B. Universitäten) haben darüber hinaus oft mit „kulturel-
len“ Unterschieden im Hinblick auf Zielorientierung und Zeit-
horizonte zu kämpfen (vgl. van den Berg 1999). Eine aktive
kommunale Strategie wird in diesem Bereich in der Regel die
Hinzuziehung von „neutralen“ professionellen Netzwerkbro-
kern erfordern, die Vernetzungspotenziale eruieren, konkrete
Partnersuche betreiben oder intensive Überzeugungsarbeit
leisten.
• Der Einfluss von Kommunen auf öffentlich-private politische
Netzwerke (z. B. Regionalmarketing, Regionale Zukunftsinitia-
tiven, Runde Tische, Bündnisse für Arbeit) ist in der Initiierungs-
phase sehr viel größer, da sie selbst in den Prozess integriert
sind. So entstehen solche Gremien auch oft normativ, womit
bereits fraglich erscheint, inwieweit sie noch dem Netzwerkan-
satz zuzurechnen sind. Sie lassen sich zwar schnell und ein-
fach gründen – die Mitarbeit ist meist nicht mit Kosten oder
Verpflichtungen verbunden –, haben jedoch im Prozess oft mit
erheblichen Problemlösungswiderständen zu kämpfen. Vor dem
Hintergrund des oftmals breiten Akteurs-, Themen- und Ziel-
spektrums ist es oft schwierig, Interessenschnittstellen zu iden-

tifizieren, innovative Lösungen zu generieren oder die Finanzie-
rung für deren Umsetzung zu sichern. Der individuelle Nutzen
ist häufig nicht hinreichend groß und konkret genug, um Akteu-
re zu einem entsprechenden Einsatz von Kooperationsleistun-
gen zu bewegen. Wenn Eigeninteressen systemrationalen Lö-
sungen (zum Beispiel tief greifenden Umstrukturierungserfor-
dernissen) entgegenstehen, kann zudem Stillstand an Stelle
von Innovation treten, können die Strukturen „verkrusten“
(Mayntz 1993). Auch fehlt solchen korporativ organisierten Gre-
mien zumeist die demokratische Legitimation für ihre Arbeit. Als
Phänomen gesellschaftlicher Modernisierung diskutiert, steht
der positiven Bewertung als freiwillig eingegangene Bündnisfor-
men vielfältiger Akteure und Akteurinnen die negative Konnota-
tion von Netzwerken als Klüngel und geschlossene machtpoli-
tische Seilschaften gegenüber. Die Einbeziehung „relevanter“
meint oft „einflussreicher“ Akteure, Innovations- und Kreativi-
tätspotenziale unabhängiger Protagonisten oder die Widerspie-
gelung der gesellschaftlichen Öffentlichkeit spielen selten eine
Rolle.
• Die allmähliche Verlagerung von Steuerungsnotwendigkeiten
auf die regionale Ebene lässt einen neuen Koordinierungsbe-
darf entstehen, der zur Etablierung neuer politischer Entschei-
dungsgremien und -strukturen führt. Jedoch sind auch Städ-
tenetze und interkommunale Kooperationen öffentlicher Akteu-
re offensichtlich meist nur in der Lage, „weiche“, d. h. kon-
sensfähige Themen zu bearbeiten; Versuche, in „harten“ The-
menfeldern Lösungen zu finden, scheitern meist an finanziel-
len und politischen Interessen einzelner Gebietskörperschaf-
ten. So bleibt die Frage offen, welche institutionellen Bedin-
gungen gegeben sein oder geschaffen werden müssen, um
eine effizientere Steuerung der Regionalentwicklung möglich
zu machen.

Wenngleich Netzwerkstrategien als Handlungskonzept der
Regionalentwicklung zunehmend propagiert werden und die
Ideen, die dahinter stecken, sehr plausibel wirken, bleibt
durchaus unklar, was Regionale Netzwerke (vor allem im Hin-
blick auf eine regional wirksame Innovationstätigkeit) tatsäch-
lich bewirken können, in welchen Typen von Regionen sie Er-
folg versprechen und ob sie „künstlich“ erzeugbar sind. So
bieten Netzwerkstrategien sicher kein Patentrezept; Maßnah-
men sind eher experimenteller Natur und Erfolge eher lang-
fristig und vor allem in „weichen“, d. h. kaum „messbaren“
Bereichen zu erwarten. Jedoch sind sie unbestritten unab-
dingbar für notwendige Koordinations- und Konsensfindungs-
prozesse, einen effektiven Technologie- und Wissenstransfer
oder eine langfristige Veränderung der Kommunikations- und
Kooperationskultur. Wichtig erscheint unter anderem, innova-
tionsorientier te Regionalpolitik als Querschnittsaufgabe zu
begreifen und Maßnahmen in Gesamtkonzepte einzubinden,
vor allem aber Netzwerkansätze nur dort einzusetzen, wo sie
sinnvoll sind, und nicht das Engagement von Akteuren wäh-
rend langwieriger Prozesse in Bereichen zu verschleißen, in
denen sie ohnehin keine Entscheidungskompetenz besitzen.
Unterschiedliche Verfügbarkeiten über Macht und notwendige
Ressourcen müssen offengelegt werden (vgl. Keating 1997).
Vor allem konflikthafte Prozesse bedürfen meist formalisier-
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ter Aushandlungsstrukturen, eines institutionalisierten Rah-
mens sowie der politischen Legitimation.

Anmerkung

1 In Kürze erscheint zum Thema „Regionale Netzwerke – kommunale Hand-
lungsoptionen“ ein Band in der Reihe Difu-Materialien
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Il concetto di Regione in Europa
Un quadro complesso, ma convergente

Paolo Federighi

Ausgehend von der unterschiedlichen Rolle von Regionen in
europäischen Staaten stellt Paolo Federighi die Frage nach
dem Zusammenhang von Regionen und Demokratie, von Re-
gionen und Nationalstaat sowie nach der Rolle der Region für
die Bildungs- und Entwicklungschancen der Menschen, die in
ihr leben. Er verbindet in besonderem Maße das Lernen der
Menschen mit der Legitimation und Zielsetzung der zuneh-
menden Stärke von Regionen im globalen Kontext.

Forse nel futuro dell’Europa ci potrà essere anche un Parlamen-
to delle Regioni – vi sono dei progetti in tal senso e, tuttavia il
concetto di Regione non ha ancora un significato comune.

Le Regioni forti preferiscono farsi chiamare nazioni e chiama-
no regioni le loro articolazioni interne. Gli Stati, quelli che anco-
ra resistono ad introdurre forme di decentramento democratico,
preferiscono parlare di province ed inviano loro Prefetti a gover-
narle. Vi sono gli Stati grandi come una Regione, che oggettiva-
mente non possono inventare nuove articolazioni istituzionali;

qui le Province possono anche avere un ruolo vicino a quello del-
le Regioni. Vi sono poi altri Stati, come il Belgio, che hanno dato
vita ad un livello intermedio: la Comunità francese e quella fiam-
minga i cui Governi hanno precise competenze istituzionali.

La situazione é molto articolata, dovunque, però, la situazio-
ne é in continua evoluzione. La spinta verso un più forte decen-
tramento dei poteri di governo attraversa tutti i paesi che anco-
ra non si sono dati una struttura federale. La Gran Bretagna ha
fatto rapidi passi in questa direzione. In Svezia é in corso un pro-
cesso di sperimentazione che dovrebbe portare alla definitiva
introduzione del modello regionale nel giro di pochi anni. Nono-
stante le profonde differenze, vi sono però alcune opinioni
comuni. Quando si parla di Regione in senso proprio si fa riferi-
mento ad un’entità istituzionale territoriale, eletta direttamente
dai cittadini, con potere legislativo, con competenze esclusive in
alcune materie (sanità, cultura, etc.), con il potere di imposizio-
ne fiscale. E’ ovvio, che vi sono diverse sfumature del concetto
e che, a seconda delle realtà nazionali, possono avere diversi
gradi di autonomia rispetto agli Stati nazionali.  Per avere un pa-
norama dettagliato della situazione europea può essere utile
consultare il sito del Comitato delle Regioni d’Europa:
www.cor.eu.int




